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a) Solange das G esetz  einem Einzelnen einen A nspruch auf 
eine öffentlich-rechtliche Subvention gewährt, stellt cs einen 
entschädigungspflichtigen E in griff in eine nach A rt. 14 A bs. 1 
G G  grundgesetzlich geschützte R echtsposition dar, wenn 
dieser A nspruch infolge des enteignenden Zugriffs au f ein 
G rundstück oder einen eingerichteten und ausgeübten G e ­
w erbebetrieb in Fortfall gerät.
b) Entgeht dem Inhaber eines landwirtschaftlichen Betriebes 
aufgrund eines vorläufigen B esitzentzugs die M öglichkeit, 
mithilfe der A ktivierung von Zahlungsansprüchen eine Be- 
triebspräm ic nach Art. 34 der Verordnung (E G ) N r. 73/2009 
des R ates vom  19. Jan u ar 2009 zu erhalten, stellt dies einen 
nach § 88 N r. 3 Satz 3 F lu rb G  entschädigungsfähigen Nachteil 
dar.
c) D ies gilt auch dann, w enn ein .Betriebsinhaber in der Zeit des
B esitzentzugs für die betroffenen landwirtschaftlichen Flächen 
über keine Zahlungsansprüche verfügt hat, weil er im H inblick 
au f die hoheitliche Inanspruchnahm e von einem ihm tatsächlich 
m öglichen Erw erb von  Zahlungsansprüchen abgesehen h a t .. 74

a) Bestim m ungen der G läubigerversam m lung, bei w elcher 
Stelle und zu welchen Bedingungen G eld , W ertpapiere oder 
Kostbarkeiten zu hinterlegen sind, erfordern einen förm lichen 
Beschluss der G läubigerversam m lung.
b) E ine Bank, die zu r H interlegungsstelle bestim m t w orden 
ist, treffen keine insolvenzspezifischen Pflichten zum  Schutz 
der Insolvcnzm asse oder der Insolvenzgläubiger, bei deren 
Verletzung die Ban k  als H interlegungsstelle zum  Schadenser­
satz  verpflichtet ist.
c) D ient ein bei einem Kreditinstitut geführtes In so l­
venz-Sonderkonto für die Bank erkennbar dazu, in der A rt 
einer H interlegungsstelle zu G unsten der verwalteten M asse 
eingehende G elder zu sam m eln ,' kann die Bank eine Warn- 
pflicht gegenüber dem  Insolvenzgericht oder -  sofern vorhan­
den und der Bank bekannt -  dem  G läubigcrausschuss treffen, 
wenn der Zahlungsauftrag des Insolvenzverw alters für das 
K on to  objektiv evident insolvenzzw eckw idrig ist und sich der 
Ban k  aufgrund der U m stände des Einzelfalls ohne weiteres 
begründete Zweifel an der Vereinbarkeit der H andlung mit 
dem Zw eck des Insolvenzverfahrens aufdrängen müssen.
d) E s  ist unzulässig , ein A nderkonto  (Vollrcchts-Treuhand-
konto) als Insolvcnzkonto zu führen..............................................  87



7. a) D ie  Anfechtung ist ausgeschlossen, wenn die Rcchtshand-
14 .11 .19  lung bei unveränderter Rechtslage über den 1. N ovem ber
IX  Z R  149/16 2008 hinaus der A nfechtung entzogen wäre.

b) Zu den bis zum  31. O ktober 2008 geltenden Vorschriften 
über die Anfechtung von Rechtshandlungen gehören neben 
§ 39 A bs. 1 N r. 5, § 135 In sO  aF  auch die N ovellenregeln der 
§§ 32a, 32b G m b H G , § 32a K O  und die Rechtsprechungsre- 
geln analog §§ 30, 31 G m b H G  aF.
c) D ie gesellschaftsrechtliche Treuepflicht der G esellschafter 
dient w eder dem  Schutz der Insolvenzgläubiger noch dem der 
M asse.
d) D as Bargeschäftsprivileg gilt nicht bei der Anfechtung der 
Besicherung eines Gesellschafterdarlehens.
e) H at ein G esellschafter im laufenden Insolvenzverfahren
aus von der G esellschaft em ittierten Schuldverschreibungen 
bestehende Forderungen, w elche der Insolvenzverw aker in 
den N achran g verweisen und deren Sicherheiten er anfcch- 
ten kann, ist er diesem  gegenüber zu r A uskunft darüber ver­
pflichtet, .ob und an w en er die Schuldverschreibungen nach 
Insolvenzeröffnung veräußert h a t......................... ..........................  100
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